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Hitler im Chat, Islamischer Staat im Jugendhaus
Eltern, Schulen und Jugendarbeit sollten genau hinschauen, wenn sich Jugendliche radikalisieren

MARIUS HUBER, ROBIN SCHWARZENBACH

Ein 15-Jähriger schwört dem Islamischen
Staat dieTreue und sticht in Zürich einen
Judennieder– fürdiePolizeikamdieseTat
am Samstag aus demNichts.Der Jugend-
liche sei zuvor nie auf demRadar der Be-
hörden aufgetaucht, sagt der Sicherheits-
direktor Mario Fehr. Wie er sich derart
radikalisieren konnte, ist ein Rätsel.

Fehr appelliert daher an die Gesell-
schaft, aufmerksamer zu sein und zu
reagieren,wenn sich jemand auffällig ver-
halte.Denn auch beim 15-Jährigen dürfte
es Anzeichen gegeben haben. Er habe
keine Freunde gefunden und sei an der
Schule durchAusfälligkeiten aufgefallen,
sagtenVerwandte und Mitschüler gegen-
über «20 Minuten». Zudem habe er sich
in kruden Online-Foren herumgetrieben.

Das wirft die Frage auf, welche sozia-
len Netze zum Tragen kommen könn-
ten, wenn junge Leute in die Radikalität
abdriften und alle anderen wegschauen.
Eine mögliche Antwort geben die Er-
eignisse, die sich in einer Zürcher Ober-
länderGemeindezugetragenhaben.Dort
kippt 2019 im Jugendhaus innert weni-
gerWochen die Stimmung.Eine Gruppe
muslimischer Jugendlicher beginnt, mit
Parolen des Islamischen Staats um sich
zu werfen. Sie sympathisieren offen mit
der Terrororganisation und provozieren
Gleichaltrige und die Jugendarbeitermit
extrem schwulenfeindlichenAussagen.

DenHabitus haben sie nicht von ihren
Eltern übernommen, sondern von Fil-
men im Internet abgeschaut. Sie wollen
sich damit unter Gleichaltrigen profilie-
ren.Viele Jugendliche reagieren verstört,
bleiben dem Jugendhaus fern, es bilden
sich zweiLager.Die Jugendarbeiterinnen
und Jugendarbeiter sprechen die mus-
limischen Jugendlichen immer wieder
auf ihr Verhalten an, haken nach, halten
dagegen. Dann laden sie an einem Frei-
tagabendeinen Imam ins Jugendhaus ein,
der darüber spricht,was der Islam ist und
welcheFolgen seine extremistischenFor-
men haben können.Tatsächlich tauchen
mehrereDutzend Jugendliche aus beiden
Lagern auf, hören zu, stellen Fragen.Da-
nach beruhigt sich die Lage.

Oft an den Jugendlichen vorbei

Für den Jugendarbeiter Marco Bez-
jak, der diese Geschichte erzählt, liegt
auf der Hand, warum dieses Vorgehen
funktioniert hat: weil das Interesse von
den Jugendlichen selbst ausging und
Erwachsene daran anknüpfen konnten.
Allzu oft funktioniere Prävention genau
umgekehrt, top-down statt bottom-up.
Erwachsene erkennen ein akutes Pro-

blem, reagieren mit einem Projekt und
versuchen dann, damit bei den Jugend-
lichen zu landen. Über die Schulen, via
Medien oder über soziale Netzwerke –
oft mit überschaubarem Erfolg.

Bezjak ist Präsident der Stiftung für
Kinder- und Jugendförderung (Mojuga)
und doziert an der Zürcher Hochschule
fürAngewandteWissenschaftenüberPrä-
ventionbeidelinquentenJugendlichen.Er
ist überzeugt, dass die Jugendarbeit eine
zentrale Rolle spielt,wenn es darum geht,
rechtzeitig auf extremistische Tendenzen
aufmerksam zu werden. «Radikalisie-
rende Bewegungen beherrschen es per-
fekt, Jugendlichen das Gefühl zu geben,
dass sie wichtig sind; zunächst ohne jede
Verpflichtung», sagt Bezjak. «Sie sind da-
durch imVorteil gegenüberErwachsenen,
die inderRegel nurdannaufTeenager zu-
gehen,wenn sie etwas von ihnen wollen.»

Jugendarbeiter versuchen diese Falle
zu vermeiden: Sie bauen über lange Zeit
eine Beziehung zu den Jugendlichen auf
und interessieren sich für sie,ohne ein be-
stimmtes Interesse zuverfolgen.Sogewin-
nen sie deren Vertrauen, bekommen vie-
les mit und können bei Problemen früh
reagieren. Dennoch leisten sich manche

Zürcher Gemeinden keine Jugendarbeit
oder finanzieren nur ein Kleinstpensum.

Es fehlt Unterrichtsmaterial

LehrerinnenundLehrer sollten ebenfalls
reagieren,wennProblemeauftauchenauf
demPausenplatz oder imKlassenzimmer.
Judenwitze, antisemitische Sprüche, ras-
sistischeParolen –waskannmandagegen
tun? Und wie häufig kommt es dazu?

Das Stadtzürcher Schuldeparte-
ment teilt mit, dass es an den Primar-
und Sekundarschulen «nur vereinzelt»
zu antisemitischen Vorfällen komme.
Daran habe auch der Terrorangriff der
Hamas vom vergangenen Oktober
nichts geändert. Themen wie Antisemi-
tismus, Fundamentalismus und Tole-
ranz gegenüber religiösen und kulturel-
len Minderheiten würden im Unterricht
behandelt. Für die Oberstufe sei das im
Lehrplan 21 ausdrücklich so vorgesehen.

Fragen stellen sich trotzdem.Ein Pri-
marlehrer aus dem Kanton Zürich sagt
zur NZZ: «Ich wollte mit meinen Sechst-
klässlern das Thema Antisemitismus in
der Schweiz behandeln, aber ich habe
kein stufengerechtes Unterrichtsmate-

rial gefunden.» Nach der Attacke vom
Samstag sei ihm erst recht klar gewor-
den: «Jetzt gibt es Handlungsbedarf.»

Der Mann, der anonym bleiben will,
hat selber einen jüdischen Hintergrund.
Sorgen bereiten ihmBilder, die inWhats-
app-Chats seiner Schüler und auch seiner
eigenen Kinder kursieren – zum Beispiel
verharmlosendeHitler-Porträts aus einem
populärenVideogame, versehen mit dem
zynischen Zusatz «6 Million Kills». Viele
Primarschüler dürften kaum verstehen,
dass mit dieser Zahl die jüdischen Opfer
des Holocaust verhöhnt werden. Für den
Lehrer ist das einNo-Go.«DasBösewird
wie selbstverständlich banalisiert. Das
dürfen wir nicht hinnehmen», sagt er.
Antisemitismus sei bereits unter Sechst-
klässlern einThema.Der Lehrer wünscht
sich einen Workshop, der aufzeigt, wie
Pädagogen und Eltern reagieren sollen,
wenn sie von solchen Dingen erfahren.

Die Zeichen richtig deuten

Was Eltern tun können, wenn sich ihre
Kinder zu radikalisieren drohen,zeigt die
nationaleKampagne JugendundMedien
auf.Es beginnt damit, die Zeichen richtig

zu deuten: Provokationen mit kontrover-
sen Aussagen, Gewaltandrohungen,Ver-
schwörungstheorien, plötzliche Verhal-
tensänderungen, aggressive Reaktionen
auf andersdenkende Jugendliche – das
alles könnten Hinweise sein.Auch, wenn
das Kind sein Verhalten als blosses Spiel
zu verharmlosen versucht.

Eltern sollten nicht aggressiv reagie-
ren, aber konsequent, heisst es in der
Kampagne weiter. Sie müssten etwa
klarstellen, dass Gewalt durch nichts
zu legitimieren sei. Und unbedingt ver-
suchen, im Gespräch zu bleiben. Wenn
sie Zweifel daran haben, wie gravierend
das Problem ist, sollten sie sich an Be-
ratungsstellen oder die Polizei wenden.

Vorurteile zur Sprache bringen

Projekte für Schulen wiederum, die
Kindern und Jugendlichen Themen wie
Antisemitismus, Islamismus oder Radi-
kalisierung näherbringen wollen, gibt es
mehrere. Die Pädagogische Hochschule
Zürich etwahat vor kurzemeineWebsite
mit Tipps zum Nahostkonflikt im Schul-
unterricht aufgeschaltet,auch für die Pri-
marstufe.Dort heisst es zumBeispiel:«Es
gilt zu vermeiden,dass muslimische oder
jüdischeKinder durchnegativeZuschrei-
bungen stigmatisiert und ausgegrenzt
werden. Die Folge solcher Ausgrenzun-
genkönnenaggressives undprotestieren-
des Verhalten oder Rückzug sein.»

Die Zürcher Stiftung Erziehung zur
Toleranz führt unter anderem einen On-
line-Kurs gegen Rassismus und Hate-
Speech imAngebot,denSekundarschüle-
rinnenund -schüler selbständig absolvie-
ren können (ToleranzOn).Die Plattform
hält auch Lehrmaterial für den Unter-
richt und für Übungen in der Klasse be-
reit. Nach den Frühlingsferien soll ein
weiteres Format zum Thema Antisemi-
tismus bereitstehen. Zielgruppe: Fünft-
und Sechstklässler, wie Urs Urech, der
Geschäftsleiter der Stiftung, sagt.

Urech hat auch bei den sogenannten
Zitatkarten der Stiftung gegenRassismus
undAntisemitismus mitgearbeitet. Diese
sollen helfen,Vorurteile gegenüber Juden
aus derWelt zu schaffen,wenn solcheKli-
scheesherumgebotenwerdenunterSchü-
lerinnen und Schülern. Urech sagt: «Man
muss das ernst nehmen,man darf das the-
matisieren, ohne zu dramatisieren.»

Am besten sei es, wenn im gleichen
Gespräch auch andere Vorurteile be-
sprochenwürden:überMuslime,Schwei-
zer, dicke Menschen oder Brillenträger
zum Beispiel. «So erweitert man den
Kreis der Betroffenen – und gibt den
Jugendlichen zu verstehen,dass niemand
gern auf ein Klischee reduziert wird.»

Jugendarbeit sollte junge Menschen da abholen, wo sie sind, zuhören und nachfragen. Szene ausWinterthur. KARIN HOFER / NZZ

Der Streit um das Kibag-Areal landet vor dem Richter
Die Stadt Zürich plant am Seeufer munter weiter – auf Land, das ihr gar nicht gehört

MICHAEL VON LEDEBUR

Der Sprecher der Grünen spricht an die-
sem Mittwoch im Stadtparlament von
grossen Ideen und vielen Bedürfnissen:
nach Freiraum und Erholung am linken
Zürichseeufer, nach Kultur und Sozio-
kultur. Die Interessen der Badenden,
der Roten Fabrik und der Seepfadi zählt
Stadtparlamentarier JürgRauser auf.Ein
Name fehlt in der Aufzählung: Kibag.

Erst, als Rauser mit seinem Votum
beinahe fertig ist, nennt er dann doch
noch einen «Haken». Nämlich, dass das
18 000 Quadratmeter grosse Landstück,
auf dem die vielen Ideen umgesetzt wer-
den sollen, der Stadt gar nicht gehört.
Sondern der Kibag. Ohne deren Einver-
ständnis kanndie Stadt amSeeufer nichts
realisieren. Das Verhältnis zur Baufirma
ist angespannt. «Die Kibag hat die Mit-
wirkung verweigert», sagt Rauser noch.

Diskutiert wird amMittwoch darüber,
wie das Seeufer aussehen soll. Das Ge-
werbegebiet zwischen Roter Fabrik und
GZ Wollishofen ist dabei zentral. Die
Kibag betreibt darauf ein Zementwerk.
Das Land liegt direkt am See an bester

Lage. Heute führt dort ein Kiesweg an
einer versprayten Mauer entlang.

Ohne Eigentümerin geht es nicht

Die Stadt ging in den nuller Jahren einen
Deal mit der Kibag ein: Sie erliess Son-
derbauvorschriften, die der Firma den
Bau vonWohnungen erlaubte.Die Stadt
hoffte auf gute Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler – und eine bessere Ufer-
gestaltung. Dann jedoch drehte der
Wind. Vor allem die Rote Fabrik fürch-
teteLärmklagender reichenZuzüger.An
dieser Lage dürfe nicht gewohnt werden.
Stattdessenwünscheman sich einenPark.

Das von den linken Parteien domi-
nierteStadtparlamentbestätigteamMitt-
woch mit den Stimmen der GLP diesen
Kurswechsel und nahm den Masterplan
der Stadt für das Gebiet zustimmend zur
Kenntnis.Die Bürgerlichen wehrten sich
vergeblich. Claudia Rabelbauer (EVP)
kritisierte, dass die Stadt sich nicht die
Mühe gemacht habe, einenWeg mit der
Kibag zu suchen. Flurin Capaul (FDP)
sagte, es handle sich um nichts anderes
als eine materielle Enteignung.

Grundlage für den Masterplan war
ein Mitwirkungsverfahren mit praktisch
allen Nachbarn. Mathias Egloff (SP)
lobte, die Stadt habe einen «sorgfältigen
Weg gefunden, alle Beteiligten einzube-
ziehen». Für die Kibag dürfte sich dies
wie blanker Hohn anhören. Sie fühlte
sich im Prozess nicht ernst genommen.

Dabei ist eigentlich klar, dass man an
derKibag kaumvorbeikommt.Die Stadt
kann zwar die Nutzungsplanung ändern.
Wenn sie aber das Wohnen verbietet,
muss sie die Firma mutmasslich entschä-
digen.Und auch dann kann sie dieKibag
nicht dazu zwingen, das Gewerbegebiet
zu einem Park umzuwandeln.

«In die Ecke gedrängt»

Ein Landverkauf an die Stadt wäre bei
Einverständnis der Kibag denkbar. Er
dürfte die Stadt nachSchätzungderNZZ
abermindestenshundertMillionenFran-
ken kosten.Dabei hatte die Kibag ange-
sichts des politischen Drucks schon im
letzten Sommer einKompromissprojekt
ohne Luxuswohnungen vorgestellt. Das
Lärmproblem wollte man baulich lösen.

Martin Kühn, Finanzverantwortlicher
derKibag,sagt:«Wir habenein zonenkon-
formes Projekt vorgestellt, das verschie-
denen Bedürfnissen Rechnung trägt und
bei dem die Stadt gratis zu einem grossen
Park amSeekäme.»Leider sei diesweder
geprüft noch aufgenommenworden.«Wir
werden in die Ecke gedrängt», sagt Kühn.
Optionen wie Schadenersatz von der
Stadt oder Verkauf diskutiere man fir-
menintern aber nicht, betont Kühn. «Wir

wollen nach wie vor unser Projekt ver-
wirklichen. Es wäre schön, wenn wir dies
als Grundeigentümer auch tun dürften.»

Mittlerweile hat die Stadt auf dem
Areal eine Planungszone verfügt. Das
bedeutet,dass sämtlichenVeränderungen
bis auf weiteres ein Riegel geschoben ist.
Dagegen hat die Kibag Beschwerde ein-
gelegt,wie StadtratAndréOdermatt (SP)
am Mittwoch im Parlament sagte. Der
Rechtsstreit um dasAreal hat begonnen.

«Schwarze Tage für Zürich»
mvl. · Nach dem Messerangriff auf
einen orthodoxen Juden durch einen
Jugendlichen am Samstag war Kritik am
Stadtrat laut geworden. An einer spon-
tanen Solidaritätsveranstaltung war am
Sonntag kein Mitglied der Stadtregie-
rung anwesend. Im Stadtparlament hat
Stadtpräsidentin CorineMauch (SP) am
Mittwoch nun ein emotionales State-
ment verlesen und den Angriff verur-
teilt. Sie wies darauf hin, dass sie sich be-
reits am Sonntag mit Schreiben an das

Opfer selbst und an die jüdischen Orga-
nisationen gewandt und ihre Solidarität
ausgesprochen habe.

Mauch sprach von «schwarzen Tagen
für unsere Stadt»,von einem«Angriff auf
unsereDemokratie» undeinerTat,die sie
traurig undwütendmache.Zürichmüsse
einZuhause für Jüdinnenund Judenblei-
ben. Ihre Sicherheit habe hohe Priorität,
und siewolle ihrVertrauen zurückgewin-
nen. «Ich werbe in Demut als Stadtpräsi-
dentin um dieses Vertrauen.»


